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Langfristig fehlt
der Schweiz Strom

Die Axpo-Spitze will ihr Image des
«Atom- und Gaskraft-Konzerns» ab-
streifen. Der neue Markenauftritt soll
diesen Neuanfang optisch unterstrei-
chen. Die Mutation hin zum «grünen
Energiedienstleister» schränkt hingegen
den Lösungsraum der immer dringlicher
werdenden Stromversorgungslücke ab
Winter 2025 ein (NZZ 17. 1. 22).

Um dem von der Elcom und aus bür-
gerlichen Kreisen angesagten Zeitdruck
auszuweichen, setzt der Axpo-Chef
Christoph Brand erstens auf den poli-
tischen Minimalkonsens: Subventionen
für Photovoltaik, Wind und Wasserkraft
inklusive Beschleunigung der Bewilli-
gungsverfahren – dies in beinahe sym-
biotischem Einklang mit der Uvek-Che-
fin Simonetta Sommaruga.

Zweitens kann Brand die wesent-
lichen technologischen Zukunftsent-
scheide elegant auf 2040 und später ver-
schieben. Möglich ist dies durch politisch
wohlgefällige Szenarien und Modellrech-
nungen von Bund und Branche sowie
Gefälligkeitsgutachten direkt profitie-
render Lobbys, welche unbeirrt der ge-
sicherten Umsetzung der «Energiestra-
tegie 2050» das Wort reden – wie lange
noch? Der Hauptauftrag der Axpo ge-
mäss der Eignerstrategie besteht darin,
«einen wesentlichen Beitrag zur Strom-
versorgung der Schweiz zu leisten».

Es obläge jetzt der Konzernfüh-
rung auf dieser Basis, konkrete Projekt-
planungen auch für die Wintermonate
auszulösen, zu entwickeln und Politik
und Öffentlichkeit innert Jahresfrist zu
präsentieren. Entsprechende Vorarbei-
ten sind vorhanden. Im Sommer ver-
fügt die Schweiz schon heute und ohne
Sonnenstrom über einen grossen Strom-
überschuss, wie die meisten europäi-
schen Länder.

Martin Saxer, Horgen

«Freiheit
beginnt im Kopf»

Die Schlussfolgerung in Eric Gujers
Artikel («Freiheit beginnt im Kopf»
NZZ 22. 1. 22), das pandemische Den-
ken erkläre das Coronavirus zum einzig-
artigen Sonderfall und setze Covid nicht
in Relation zu anderen Krankheiten, er-
scheint mir nicht zu Ende gedacht.

Tod durch Rasen, Rauchen, Überge-
wicht und Bewegungsmuffelei ist zwar
vermeidbar, mitnichten ist es aber so,
dass der Staat hier die Schwächsten
nicht schützt. Vielmehr differenziert die
Gesellschaft und mithin der Staat. So-
weit Tod durch Rasen, Rauchen, Über-
gewicht und andere Krankheiten nur
den Betroffenen selbst tangiert, reagiert
der Staat nicht.

Aber überall dort, wo Dritte davon
betroffen sind, belegt der Staat die Ge-
fährdung der anderen durch Sanktio-
nen. Rasen ist unter Strafe gestellt und
schützt den unbeteiligten Verkehrsteil-
nehmer, Gäste in Restaurants werden
vor Nikotin geschützt, wer an Aids er-

krankt und ungeschützt verkehrt, unter-
liegt ebenso der Strafnorm.

Da diese Art des Schutzes von Drit-
ten mittels des Strafrechts bei einer Pan-
demie nicht regelbar ist, bleibt der Ge-
sellschaft und dem Staat nichts anderes
übrig, als auch hier den Schwächsten
Schutz in der Pandemie zu gewähren.
Daher wird der Rat, zu lernen, die Pan-
demie zu vergessen, der Problematik
nicht gerecht.

Norbert Heimann, D-Bergisch Gladbach

Ein Satz ist besonders hervorzuheben
in diesem ausgezeichneten Artikel von
Eric Gujer: «Die Folgen werden auch
dann noch spürbar sein, wenn Corona
nurmehr eine ferne Erinnerung ist.»

Covid-19 wird bald Geschichte sein,
auch als eine Pandemie und eine Epo-
che, die der Kommunikation grössten
Auftrieb gab. Die überbordende Kom-
munikation wird vermutlich erhalten
bleiben. Auf der ganzen Welt berichte-
ten Experten, Politiker, Behörden, Kor-
respondenten 24/7 über die Pandemie.

In den Talkshows waren die Berufs-
eliten vertreten und erklärten Sachver-
halte, nach denen niemand gefragt hat.
Das wird Fortsetzung finden, vielen hat
diese Pandemie Bedeutung, Beschäfti-
gung und Inhalt gegeben.

An die Stelle von Machen tritt in
vielen Bereichen allein die Kommuni-
kation. Auch wenn damit kein Problem
gelöst wird.

Ernst Seiler, Muri bei Bern

«Realpolitik und
die Ukraine-Krise»

Die Realität ist nicht der ukrainische
Nationalismus, sondern der legitime
Wunsch, sich von den Russen nicht noch
einmal schlucken zu lassen (Gastkom-
mentar, NZZ 26. 1. 22).

Vor allem am ideologischen Rand
gibt es auf beiden Seiten ein relativ
positives Russlandbild, doch die Reali-
tät präsentiert sich anders. Offensicht-
lich soll durch Zerwürfnisse und ent-
sprechendes Einschreiten in den ehe-
maligen Sowjetrepubliken so etwas wie
der frühere Status mit russischer Hege-
monie wieder hergestellt werden.

Doch auch die Ukraine ist ein auto-
nomer und souveräner Staat und kann
Bündnisse mit wem auch immer ein-
gehen und Raketen, wie Russland, auf
ihrem Territorium stationieren, ohne
irgendwo anfragen zu müssen.

Martin Behrens, Wien

«Das grosse Rennen
um die E-Pick-ups»

Fast täglich liest man Artikel zur Strom-
mangellage und dass diese über neue
AKW und Gaskraftwerke behoben
werden solle. Die Angebotsseite soll
das Problem lösen. Auf der Nachfrage-
seite wird insbesondere bei den E-Autos

der Stromkonsum in geradezu absurde
Höhen getrieben, wie u. a. der Artikel in
der NZZ vom 3. 2. 22 zeigt.

Aber nicht nur US-Hersteller, auch
die Europäer bieten reihum E-Autos mit
Leistungen bis 600 PS an. Das entspricht
Leistungen von Lastwagenmotoren, die
Lasten bis – wohlverstanden – 40 Ton-
nen, nicht nur ein oder zwei Personen,
bewegen. Die benötigten Ladekapazitä-
ten und der Ressourcenverbrauch, allein
an Kupfer, sind horrend. Wir steuern
einmal mehr auf einen klassischen Re-
bound-Effekt zu.

Die erwartete CO2-Einsparung durch
E-Autos wird durch einen Mehrkonsum
an Strom wegen übermotorisierter
Wagenflotte wettgemacht. Auch die
Nachfrageseite soll einen Beitrag zum
Stromverbrauch leisten. Der wird wohl
nur durch eine saftige Lenkungssteuer
auf die E-Auto-Motorenstärke zu er-
zielen sein, denn Nachhaltigkeit scheint
sowohl bei vielen Produzenten als auch
bei Konsumenten der Automobilität ein
Fremdwort zu sein.

Bruno Scheier, Stans

Allgemeine
Dienstpflicht

Boas Lieberherr und Benno Zogg the-
matisieren im Gastkommentar vom
19. Januar 2022 eine allgemeine Dienst-
pflicht. Wir kennen in der Schweiz die
Wehrpflicht für Männer. Wäre es im
Sinne der Gleichberechtigung von Mann
und Frau nicht zielführender, über eine
Verfassungsinitiative die Wehrpflicht für
Mann und Frau einzufordern?

Damit liesse sich das Problem der
ungenügenden Bestände in der Armee
lösen und gleichzeitig die Kompetenzen
der Armee stärken. In Friedenszeiten
kann ja die Armee durchaus auch Bür-
gerdienste leisten. Das Ziel muss sein,
für die Armee die fähigsten Leute rekru-
tieren zu können und das «Abschlei-
chen» in den Zivildienst unattraktiver
zu machen.

Jürg Dangel, Küsnacht
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TRIBÜNE

Es fehlen
verlässliche Daten
Gastkommentar
von STEFAN FELDER

Die Ausgaben im Schweizer Gesundheitswesen steigen stärker als
das Volkseinkommen. Während sich seit Einführung der obliga-
torischen Krankenversicherung vor 25 Jahren die Pro-Kopf-Aus-
gaben um 80 Prozent erhöht haben, ist das BIP lediglich um 43 Pro-
zent gestiegen. Der Anteil der Gesundheitsausgaben am BIP hat
sich im gleichen Zeitraum von 7,1 auf 11,3 Prozent erhöht. Diese
Entwicklung hat die Mitte-Partei zur Kostenbremseinitiative be-
wogen, über die im nächsten Jahr abgestimmt wird.

Der Bundesrat lancierte kürzlich einen Gegenvorschlag. Da-
nach läge es künftig in seiner Kompetenz, «einen Prozentsatz für
den maximalen Anstieg der Kosten der Leistungen [. . .] im Ver-
gleich zum Vorjahr» festzulegen. Diese Kompetenz bezieht sich
nicht nur auf die landesweiten Leistungen sowie auf Bereiche, für
die der Bund zuständig ist (zum Beispiel Arzneimittel), sondern
auch auf die gesamten Leistungen und einzelne Versorgungsberei-
che auf Kantonsebene. Es stellt sich nun die Frage nach der statis-
tischen Grundlage für diese Entscheide. Die im Auftrag des Bun-
desamtes für Gesundheit durch die Konjunkturforschungsstelle
(KOF) der ETH Zürich prognostizierte Kostenentwicklung weist
keine signifikanten Zahlen aus, und auch in den Kantonen man-
gelt es an einer verlässlichen statistischen Grundlage.

Der Bundesrat schlägt weiterhin vor, bei der Festlegung der
Kostenziele und der Toleranzmarge vom medizinischen Bedarf
auszugehen und namentlich die wirtschaftliche Entwicklung und
die allgemeine Lohn- und Preisentwicklung, die Demografie und

die Morbidität der Wohnbevölkerung, den medizinisch-techni-
schen Fortschritt und das Effizienzpotenzial zu berücksichtigen.
Wieweit alle diese Faktoren die Kostenentwicklung determinieren,
ist in der gesundheitsökonomischen Literatur umstritten. Sicher ist
über die lange Frist die wirtschaftliche Entwicklung als Einfluss-
grösse relevant. Ein um ein Prozent grösseres BIP erhöht die Ge-
sundheitsausgaben um mehr als ein Prozent.

Eine Begrenzung des Wachstums der Gesundheitsausgaben auf
jenes des BIP ist nicht nur fragwürdig, sondern auch nicht durch-
setzbar. Deutschland schrieb die Lohnbeitragssatzstabilität bereits
1992 ins Gesetz, genutzt hat es wenig. Der Beitragssatz ist seit-
her von 13 auf 15,9 Prozent angestiegen. Ursächlich hierfür ist die
Zunahme der Einkommen, die neue Ansprüche schafft und den
technischen Fortschritt in der Medizin befeuert. Eine Beschrän-
kung der staatlich garantierten Versicherungsdeckung dagegen ist
möglich und nach Art. 41 der Bundesverfassung auch geboten, der
staatliches Engagement subsidiär vorsieht, «in Ergänzung zu per-
sönlicher Verantwortung und privater Initiative».

Zudem ist die Kontrolle der Mengen- und Kostenentwicklung
in den einzelnen Bereichen der Gesundheitsversorgung keine Auf-
gabe, die man den Kantonen und Verbänden von Versicherern und
Leistungserbringern übertragen sollte, wie es der Bundesrat fordert.
Das ist Aufgabe der einzelnen Versicherer. Diese müssten auch die
Instrumente zur Verfügung haben,Tarife eigenverantwortlich zu ge-
stalten und einzelne Leistungserbringer für Minder- und Überleis-
tungen zu ahnden. Hier steht der Vertragszwang – jeder zugelas-
sene Leistungserbringer darf zulasten der Krankenversicherung ab-
rechnen – im Wege. Dieses Thema wird weder in der Kostenbremse-
initiative noch im Gegenvorschlag des Bundesrats angesprochen.

Stefan Felder ist Professor für Gesundheitsökonomie an der Universität
Basel.

Die Kostenbremseinitiative
der Mitte-Partei
wie auch der Gegenvorschlag
stehen auf tönernen Füssen.

KORRIGENDUM
zz. · Im Artikel über die Übersterb-
lichkeit in der Schweiz während der
Corona-Pandemie (NZZ 10.2.22) war
der Titel falsch: Die Übersterblichkeit
in diesem Winter war nicht gravieren-
der als im letzten Winter, sondern gra-
vierender als in der ersten Welle.Wir bit-
ten, den Fehler zu entschuldigen.
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